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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts
vom 22. Mai 2001 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten wegen der Anerkennung und EntschÃ¤digung einer bei dem
KlÃ¤ger bestehenden Lungenfibrose wie eine Berufskrankheit (BK) gemÃ¤Ã� Â§ 551
Abs 2 der Reichsversicherungsordnung (RVO).

Der im Jahre 1940 geborene KlÃ¤ger war von 1958 bis Anfang Februar 1992 in
verschiedenen Betrieben als SchweiÃ�er an PunktschweiÃ�maschinen und nach
dem Lichtbogen- bzw SchutzgasschweiÃ�verfahren unter rÃ¤umlich beengten und
schlecht belÃ¼fteten VerhÃ¤ltnissen tÃ¤tig. Er hatte korrosionsgeschÃ¼tzten,
chrom-nickelbeschichteten bzw galvanisch verzinkten Stahl mit unlegiertem
Zusatzmaterial zu verarbeiten und war dabei bis zur Installation von
SchweiÃ�rauchabsauganlagen im Jahre 1985 chrom-nickelhaltigem und
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zinkhaltigem SchweiÃ�rauch sowie VerbrennungsrÃ¼ckstÃ¤nden aus
Konservierungsmitteln ausgesetzt. Aufgrund von gesundheitlichen Beschwerden
stellte er seine TÃ¤tigkeit am 4. Februar 1992 ein. Im April 1992 wurde bei ihm eine
interstitielle Lungenerkrankung vom Typ einer mÃ¤Ã�iggradigen interstitiellen
Alveolitis bei einem Verdacht auf "SchweiÃ�erlunge" festgestellt und am 19. Juni
1992 BK-Anzeige erstattet. Nachdem der KlÃ¤ger der ablehnenden Stellungnahme
des Gewerbearztes widersprochen hatte, holte die Beklagte ein Gutachten von PD
Dr. S. ein, der zu dem Ergebnis kam, bei dem KlÃ¤ger liege eine
entschÃ¤digungspflichtige exogen-allergische Alveolitis gemÃ¤Ã� Nr 4201 der
Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung vom 20. Juni 1968 idF der Verordnung
vom 18. Dezember 1992 (BGBl I S 2343 (BKVO)) vor, die mit grÃ¶Ã�ter
Wahrscheinlichkeit auf inhalativen Noxen durch die SchweiÃ�ertÃ¤tigkeit beruhe
und eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) um 50 vH bedinge. Abweichend
hiervon gelangten Dr. K. und Dr. V. zu dem Schluss, die Erkrankung des KlÃ¤gers
sei nicht auf seine BerufstÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Durch Bescheid vom 13. Februar 1995 lehnte die Beklagte eine GewÃ¤hrung von
Leistungen wegen einer BK nach Nr 4201 der Anlage 1 zur BKVO ab, weil die bei
dem KlÃ¤ger bestehende Lungenfibrose unabhÃ¤ngig von beruflichen Einwirkungen
entstanden sei. Auf den Widerspruch des KlÃ¤gers hin bat die Beklagte Prof. Dr. L.
um Erstattung eines Gutachtens und teilte dazu mit, ihre Hauptverwaltung
empfehle derzeit ua aufgrund einer Studie von Dr. RÃ¶sler (Institut fÃ¼r Arbeits-
und Sozialmedizin der UniversitÃ¤t GieÃ�en; s Schiele/Beyer/Petrovitch
(Herausgeber), Dokumentationsband Ã¼ber die Verhandlungen der Deutschen
Gesellschaft fÃ¼r Arbeitsmedizin und Umweltmedizin, 35. Jahrestagung in
Wiesbaden vom 15. bis 18. Mai 1995, S 285 ff), Lungenfibrosen unter bestimmten
UmstÃ¤nden wie eine BK anzuerkennen. Prof. Dr. L. lehnte den Gutachtensauftrag
ab und wies darauf hin, dass eine gefestigte Lehrmeinung zur Anerkennung des
Krankheitsbildes des KlÃ¤gers wie eine BK nicht bestehe. Der sodann beauftragte
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. W. (Leiter des Instituts und Poliklinik fÃ¼r Arbeits- und
Sozialmedizin der UniversitÃ¤t GieÃ�en, Vorsitzender des Beirats der Sektion
Berufskrankheiten bei dem Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung
(BMA)) fÃ¼hrte in seinem Gutachten vom 3. Juli 1996 ua aus, die medizinischen
Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung der bei dem KlÃ¤ger bestehenden
interstitiellen Lungenfibrose nach langjÃ¤hriger Einwirkung von SchweiÃ�rauch
unter ungÃ¼nstigen Expositionsbedingungen wie eine BK seien erfÃ¼llt. Seit Mitte
der 1980er Jahre sei eine Anzahl von VerÃ¶ffentlichungen mit Fallserien von
Lungenfibrosen nach Einwirkung von SchweiÃ�rauch bekannt geworden. Die in den
letzten Jahren aufgrund neuerer pathologisch-anatomischer Methoden
nachtrÃ¤glich gewonnenen Erkenntnisse zur Entstehung von Lungenfibrosen nach
langjÃ¤hriger SchweiÃ�rauchexposition hÃ¤tten sich zur BK-Reife verdichtet und die
Erkenntnisse wÃ¼rden von der Ã¼berwiegenden Mehrheit der SachverstÃ¤ndigen
auf arbeitsmedizinischem und pathologisch-anatomischem Fachgebiet geteilt. Diese
Fragestellung werde gemÃ¤Ã� den PrioritÃ¤ten auch im SachverstÃ¤ndigenbeirat,
Sektion Berufskrankheiten, bei dem BMA beraten werden.

Die Beklagte wies den Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck, da derzeit keine
gesicherten neuen medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnisse Ã¼ber eine
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besondere GefÃ¤hrdung der Berufsgruppe der SchweiÃ�er, an Lungenfibrose zu
erkranken, vorlÃ¤gen (Widerspruchsbescheid vom 19. MÃ¤rz 1997). Hiergegen hat
der KlÃ¤ger bei dem Sozialgericht WÃ¼rzburg (SG) Klage erhoben. Der vom SG
bestellte SachverstÃ¤ndige Dr. S. sprach sich in seinem Gutachten vom 10. Juli
1998 wie bereits Prof. Dr. W. fÃ¼r eine Anerkennung und EntschÃ¤digung der bei
dem KlÃ¤ger gegebenen Lungenfibrose wie eine BK nach Â§ 551 Abs 2 RVO aus;
entsprechende Erkenntnisse in der Medizin seien als "neu" anzusehen. Das BMA hat
auf entsprechende Anfrage des SG mit Schreiben vom 31. August 1998 mitgeteilt,
der Verordnungsgeber habe aus Anlass der Ã�nderung der BKVO im Oktober 1997
die Frage eines mÃ¶glichen Zusammenhanges zwischen der Erkrankung an einer
Lungenfibrose und der TÃ¤tigkeit als ElektroschweiÃ�er nicht geprÃ¼ft. Derzeit
lÃ¤gen auch keine neuen medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnisse zu dieser
Problematik vor. Der Ã�rztliche SachverstÃ¤ndigenbeirat, Sektion
Berufskrankheiten, habe jedoch die PrÃ¼fung der Fragestellung aufgenommen; es
sei nicht abzusehen, wann mit einem Ergebnis zu rechnen sei.

Das SG hat die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 13. Februar 1995 idF
des Widerspruchsbescheides vom 19. MÃ¤rz 1997 verpflichtet, bei dem KlÃ¤ger
eine "Lungenfibrose nach langjÃ¤hriger Einwirkung von SchweiÃ�rauch" wie eine BK
anzuerkennen und ab 5. Februar 1992 mit einer Rente nach einer MdE um 50 vH zu
entschÃ¤digen (Urteil vom 17. November 1998). Zur BegrÃ¼ndung hat es sich im
Wesentlichen den AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. W. , Dr. S. und des Hessischen
Landessozialgerichts (LSG) im Urteil vom 13. November 1996 (L 3 U 40/93 = HVBG-
Info 1997, 1999) angeschlossen. Aus der Auskunft des BMA ergebe sich, dass bei
den letzten Ã�nderungen der BKVO die hier relevante Fragestellung nicht geprÃ¼ft
worden sei. Es sei bedenklich, dass die verzÃ¶gerte Bearbeitung von BKen durch
den Verordnungsgeber zu Lasten der Versicherten ausgelegt werde; auch sei das
UntÃ¤tigbleiben des Verordnungsgebers nicht mit einer Ablehnung gleichzusetzen.

Im Berufungsverfahren hat das BMA in der vom LSG eingeholten Auskunft vom 8.
Dezember 2000 seine AusfÃ¼hrungen vom 31. Oktober 1998 bestÃ¤tigt und
ergÃ¤nzend mitgeteilt, die Beratungen zur Fragestellung "Lungensiderose" ruhten
seit lÃ¤ngerer Zeit. Es sei nicht absehbar, ob die Thematik erneut aufgegriffen
werde und wann mit einem Ergebnis gerechnet werden kÃ¶nne.

Das LSG hat die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 22. Mai
2001). Der ursÃ¤chliche Zusammenhang der interstitiellen Lungenfibrose des
KlÃ¤gers, die zutreffend mit einer MdE um 50 vH bewertet sei, mit der von ihm
verrichteten gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit sei hinreichend wahrscheinlich. Er habe als
ein unter arbeitshygienisch sehr unzureichenden Expositionsbedingungen
arbeitender VollzeitschweiÃ�er zu einer Personengruppe gehÃ¶rt, die durch ihre
Arbeit in erheblich hÃ¶herem Grade als die Ã¼brige BevÃ¶lkerung besonderen
Einwirkungen ausgesetzt gewesen sei. Diese Einwirkungen seien nach den
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft generell geeignet, eine
Lungenfibrose zu verursachen. Prof. Dr. W. habe darauf hingewiesen, dass erste
Hinweise auf eine Assoziation zwischen SchweiÃ�rauch und Lungenfibrose bereits
seit den 1950er Jahren bekannt seien. Seitdem wÃ¼rden Fallserien und Fallberichte
verÃ¶ffentlicht, die sich mit Lungenfibrosen nach Einwirkung von SchweiÃ�rauch
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befassten. Mit der Zunahme bronchoskopischer Untersuchungen und
Probeexzisionen von Lungengewebe habe nach 1990 nachgewiesen werden
kÃ¶nnen, dass in der Umgebung der SchweiÃ�rauchpartikeldepots in der Lunge
fibrotische Reaktionen bis zur massiven Lungenfibrose aufgetretenen seien. Neuere
pathologisch-anatomische Methoden ermÃ¶glichten jetzt die Darstellung der
Histomorphologie der geweblichen Reaktionen in unmittelbarer topographischer
Beziehung zur Ablagerung von SchweiÃ�rauchbestandteilen. Diese vor dem Jahre
1986 kaum angewendeten Untersuchungen hÃ¤tten ein zunehmendes VerstÃ¤ndnis
der pathogenetischen Mechanismen, die nach SchweiÃ�rauch-Inhalation zu einer
Lungenfibrose gefÃ¼hrt hÃ¤tten, bewirkt. Aufgrund jahrzehntelanger Beobachtung
einer FÃ¼lle gleich gelagerter Erkrankungen in Verbindung mit dem Fortschritt der
pathologisch-anatomischen Methodenentwicklung nach dem Jahre 1990
bestÃ¼nden inzwischen keine Zweifel, dass SchweiÃ�rauch und seine Bestandteile
unter bestimmten Expositionsbedingungen generell geeignet seien, fibrosierende
Lungenerkrankungen zu verursachen. Diese in den Gutachten von Prof. Dr. W. und
Dr. S. und in der Studie von Dr. RÃ¶sler zum Ausdruck gekommenen medizinischen
Erkenntnisse seien neu iS von Â§ 551 Abs 2 RVO. Sie hÃ¤tten sich nach In-Kraft-
Treten der geÃ¤nderten BKVO im Jahre 1992 zur BK-Reife verdichtet. Obwohl sie
somit bereits vor Erlass der Berufskrankheiten-Verordnung vom 31. Oktober 1997
(BGBl I 2623 (BKV)) bekannt gewesen und somit an sich objektiv alt seien, gÃ¤lten
sie auch weiterhin als neu. Da der Verordnungsgeber sie nach den AuskÃ¼nften
des BMA nicht geprÃ¼ft habe, habe er die Aufnahme der Erkrankung in die BK-Liste
auch nicht abgelehnt und folglich die medizinischen Erkenntnisse nicht als
unzureichend eingestuft. Da laut Auskunft des BMA vom 8. Dezember 2000 nicht
abzusehen sei, ob die Thematik durch den SachverstÃ¤ndigenbeirat jemals erneut
wieder zur Beratung aufgegriffen werde, der Verordnungsgeber derzeit mithin
erkennbar nicht ermittele, sei die Anwendung des Â§ 551 Abs 2 RVO auch nicht
"gesperrt".

Mit der â�� vom LSG zugelassenen â�� Revision rÃ¼gt die Beklagte die Verletzung
von Â§ 551 Abs 2 RVO sowie einen VerstoÃ� des LSG gegen den Grundsatz der
freien richterlichen BeweiswÃ¼rdigung gemÃ¤Ã� Â§ 128 Abs 1 Satz 1 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) und den Amtsermittlungsgrundsatz (Â§ 103 SGG). Die
Voraussetzungen fÃ¼r eine EntschÃ¤digung des KlÃ¤gers nach Â§ 551 Abs 2 RVO
seien nicht erfÃ¼llt. Das LSG habe den Vorrang des Verordnungsgebers im Ergebnis
nicht beachtet. Aus der Auskunft des BMA vom 8. Dezember 2000 ziehe es
unzulÃ¤ssigerweise den Schluss, der Verordnungsgeber ermittele derzeit nicht und
somit sei die Anwendung des Â§ 551 Abs 2 RVO nicht "gesperrt". Nicht
nachvollziehbar sei die Auffassung, die angenommenen Erkenntnisse hÃ¤tten sich
erst nach In-Kraft-Treten der Verordnung vom 18. Dezember 1992 zur BK-Reife
verdichtet, wenn das LSG hinsichtlich der PrÃ¼fung durch den Verordnungsgeber
auf die letzte Ã�nderung der BKVO im Jahre 1997 abstelle. Aus der Auskunft des
BMA ergebe sich eindeutig, dass derzeit keine neuen medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu der hier relevanten Problematik vorlÃ¤gen. Es
stelle sich die Frage, ob in dieser Aussage nicht eine (Zwischen-)Entscheidung des
Verordnungsgebers zu sehen sei. Nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) sei nur das UntÃ¤tigbleiben nach Vorliegen neuer
Erkenntnisse einer Ablehnung des Verordnungsgebers nicht gleichzusetzen; aus den
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AuskÃ¼nften des BMA ergebe sich aber, dass der Verordnungsgeber nicht untÃ¤tig
geblieben sei, sondern die vorliegenden Erkenntnisse Ã¼berprÃ¼ft habe. Der
UnfallversicherungstrÃ¤ger dÃ¼rfe nur dann eine Entscheidung nach Â§ 551 Abs 2
RVO treffen, wenn der Verordnungsgeber die betreffenden Erkenntnisse nicht
bereits als unzureichend eingestuft habe. Dies mÃ¼sse auch dann gelten, wenn der
Verordnungsgeber noch vor der nÃ¤chsten Neufassung der BKVO eindeutig zu
erkennen gebe, dass er keine oder noch keine ausreichenden neuen Erkenntnisse
sehe. Eine fÃ¶rmliche Entscheidung des Verordnungsgebers sei nicht zu fordern;
eine ablehnende Entscheidung des Verordnungsgebers ergehe lediglich nach
internen Entscheidungsprozessen im zustÃ¤ndigen Ministerium in nicht-fÃ¶rmlicher
Weise. Dies werde durch AuskÃ¼nfte oÃ¤ nach auÃ�en getragen. Selbst wenn in
der Mitteilung des BMA vom 8. Dezember 2000 eine Entscheidung des
Verordnungsgebers nicht zu sehen sein sollte, hÃ¤tte das LSG die "Sperrwirkung"
beachten mÃ¼ssen. Die Verneinung einer solchen Sperrwirkung wÃ¤re nur
zutreffend, wenn der Verordnungsgeber nach aufgenommenen Ermittlungen ohne
erkennbare sachliche Rechtfertigung untÃ¤tig abwarte, obwohl es zwischenzeitlich
in der Wissenschaft unstreitige Erkenntnisse gebe. Das BMA habe entgegen der
Darstellung des LSG nicht mitgeteilt, es sei nicht abzusehen, ob die Beratungen
"jemals" wieder aufgenommen wÃ¼rden. Da es als Grund fÃ¼r das Ruhen der
Beratungen das Nichtvorliegen neuer medizinisch-wissenschaftlicher Erkenntnisse
genannt habe, sei der Verordnungsgeber nicht ohne sachlichen Grund untÃ¤tig
geblieben. Ferner berufe sich das LSG Baden-WÃ¼rttemberg in seinem Urteil vom
23. November 2000 â�� L 10 U 4773/98 -, das auch dem LSG vorgelegen habe, auf
eine Information des BMA vom 29. Juli 1999, worin dieses offensichtlich mitgeteilt
habe, dass jedenfalls Ende 1999 innerhalb des SachverstÃ¤ndigenbeirates noch
AktivitÃ¤ten hinsichtlich der betreffenden Frage stattgefunden hÃ¤tten. Dies decke
sich auch mit ihren eigenen Informationen. Somit sei jedenfalls die Formulierung
"ruht seit lÃ¤ngerer Zeit" im Schreiben des BMA vom 8. Dezember 2000 nicht im
Sinne eines sozial unvertrÃ¤glich langen UntÃ¤tigseins des Verordnungsgebers
auszulegen. Hier hÃ¤tte das LSG zumindest noch differenzierte AuskÃ¼nfte
einholen mÃ¼ssen.

Hinsichtlich der gruppentypischen RisikoerhÃ¶hung habe sich das LSG insbesondere
auf das Gutachten von Prof. Dr. W. vom 3. Juli 1996 bezogen. Dessen Aussagen
seien jedoch sehr allgemein gehalten. So sei von einer "Anzahl von Fallberichten"
und von "vermehrt publizierten Fallserien" die Rede, ohne dass dies nÃ¤her
spezifiziert werde. Hieraus und aus der Beschreibung neuerer pathologischer
Methoden ziehe der Gutachter und offensichtlich auch das LSG den Schluss, dass
eine "FÃ¼lle gleichartiger Erkrankungen, die Ã¼ber einen jahrzehntelangen
Zeitraum beobachtet" worden seien, vorlÃ¤gen und der Nachweis eines kausalen
Zusammenhangs zwischen Lungenfibrosen und langjÃ¤hrigen Einwirkungen von
SchweiÃ�rauchen unter ungÃ¼nstigen Bedingungen im Sinne einer generellen
Geeignetheit gefÃ¼hrt sei. Andererseits rÃ¤ume der Gutachter ein, dass keine
eindeutigen Erkenntnisse aus Studien oder Fallkontrollstudien vorlÃ¤gen und dass
die Entstehung von Lungenfibrosen eine Vielzahl von Ursachen haben kÃ¶nne. Der
SachverstÃ¤ndige Dr. S. beziehe sich in seinem Gutachten lediglich auf 47 FÃ¤lle,
die in einer Zusammenstellung der "Weltliteratur" beschrieben seien. Zugleich
zitiere er eine Arbeit von Zober, der zufolge bei einer Untersuchung an 5000
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LichtbogenschweiÃ�ern sowie an 500 SchweiÃ�ern rÃ¶ntgenologisch keine sicheren
Hinweise auf Lungenfibrosen erbracht worden seien. Die ebenfalls von Dr. S.
herangezogene Studie von Dr. RÃ¶sler ua aus dem Jahre 1995 habe sich gerade
einmal auf sechs SchweiÃ�er mit histologisch nachgewiesener Lungenfibrose und
langjÃ¤hriger Exposition bezogen. Ohne nÃ¤here BegrÃ¼ndung schlieÃ�e der
SachverstÃ¤ndige hieraus, dass die generelle Geeignetheit aufgrund langjÃ¤hriger
zeitlicher Ã�berwachung entsprechender Krankheitsbilder nachgewiesen sei. Es
stelle deshalb eine Ã�berschreitung des Rechtes auf freie BeweiswÃ¼rdigung dar,
wenn sich das LSG ohne weiteres dem Gutachten von Prof. Dr. W. anschlieÃ�e.
Zumindest hÃ¤tte sich das LSG dazu gedrÃ¤ngt fÃ¼hlen mÃ¼ssen, weitere
Ermittlungen durchzufÃ¼hren.

Ferner sei die von der Rechtsprechung des BSG geforderte Voraussetzung, dass ein
Kausalzusammenhang zwischen beruflicher Exposition und Krankheitsverursachung
in der medizinischen Wissenschaft allgemein anerkannt sein mÃ¼sse, nicht
erfÃ¼llt. Prof. Dr. W. , auf den sich das LSG hierfÃ¼r besonders beziehe, behaupte
lediglich, die Erkenntnisse wÃ¼rden von der Ã¼berwiegenden Mehrheit der
medizinischen SachverstÃ¤ndigen auf arbeitsmedizinischem und pathologisch-
anatomischem Fachgebiet anerkannt bzw es bestehe sowohl unter den Vertretern
der arbeitsmedizinischen als auch der pathologisch-anatomischen Wissenschaft
Ã�bereinstimmung. Bei einer so groÃ�en Ã�bereinstimmung unter den
Wissenschaftlern sei nicht erklÃ¤rbar, weshalb der SachverstÃ¤ndigenbeirat bei
dem BMA unter seinem Vorsitz nicht lÃ¤ngst zu einer positiven Empfehlung
gekommen sei. Im konkreten Fall hÃ¤tten andere SachverstÃ¤ndige (Dr. V. , Prof.
Dr. L. und Dr. Z. ) nahezu zeitgleich zu den Ã�uÃ�erungen von Prof. Dr. W. einen
entsprechenden Kausalzusammenhang nicht ohne weiteres angenommen. Eine
"herrschende" Auffassung habe daher nicht bestanden. Auch nach der eindeutigen
Aussage des BMA, neue Erkenntnisse lÃ¤gen nicht vor, hÃ¤tte nicht angenommen
werden dÃ¼rfen, dass die Mehrheit der medizinischen SachverstÃ¤ndigen insoweit
zu einer Ã¼bereinstimmenden, wissenschaftlich fundierten Meinung gelangt sei. Mit
seiner gegenteiligen Unterstellung Ã¼berschreite das LSG die Grenzen der freien
richterlichen BeweiswÃ¼rdigung.

SchlieÃ�lich verstoÃ�e das LSG dadurch, dass es den Rentenbeginn auf den 5.
Februar 1992 festlege, gegen Â§ 551 Abs 2 iVm Â§ 580 Abs 3 Nr 2 RVO. Zu den
Voraussetzungen dieser Regelungen habe es keinerlei Feststellungen getroffen.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 22. Mai 2001 â�� L 17 U
105/99 â�� und das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 17. November 1998
â�� S 11 U 124/97 â�� aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtenen Urteile fÃ¼r zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
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durch Urteil einverstanden erklÃ¤rt (Â§ 124 Abs 2 SGG).

II

Die Revision der Beklagten ist insoweit begrÃ¼ndet, als das angefochtene
Berufungsurteil aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen ist. Die vom LSG festgestellten
Tatsachen reichen fÃ¼r eine abschlieÃ�ende Entscheidung Ã¼ber den vom KlÃ¤ger
geltend gemachten Anspruch nicht aus.

Der vom KlÃ¤ger verfolgte Anspruch auf Anerkennung der bei ihm bestehenden
Lungenfibrose wie eine BK (Quasi-BK) und auf EntschÃ¤digung richtet sich noch
nach den bis zum 31. Dezember 1996 geltenden Vorschriften der RVO, da der als
entschÃ¤digungspflichtig geltend gemachte Versicherungsfall jedenfalls vor dem In-
Kraft-Treten des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) am 1. Januar 1997
eingetreten ist (Art 36 des Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes (UVEG), Â§ 212
SGB VII).

Nach Â§ 551 Abs 2 RVO sollen die TrÃ¤ger der Unfallversicherung im Einzelfall eine
Krankheit, auch wenn sie nicht in der BKVO bezeichnet ist oder die dort bestimmten
Voraussetzungen nicht vorliegen, wie eine BK entschÃ¤digen, sofern nach neuen
Erkenntnissen die Ã¼brigen Voraussetzungen des Â§ 551 Abs 1 RVO erfÃ¼llt sind.
Zu diesen Voraussetzungen gehÃ¶ren sowohl der ursÃ¤chliche Zusammenhang der
Krankheit mit der nach den Â§Â§ 539, 540 und 543 bis 545 RVO versicherten
TÃ¤tigkeit als auch die ZugehÃ¶rigkeit des Versicherten zu einer bestimmten
Personengruppe, die durch ihre Arbeit in erheblich hÃ¶herem Grad als die Ã¼brige
BevÃ¶lkerung besonderen Einwirkungen ausgesetzt ist, die nach neuen
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft Krankheiten der betreffenden Art
verursachen. Mit dieser Regelung soll nicht in der Art einer "Generalklausel" erreicht
werden, dass jede Krankheit, deren ursÃ¤chlicher Zusammenhang mit der
beruflichen TÃ¤tigkeit im Einzelfall zumindest hinreichend wahrscheinlich ist, wie
eine BK zu entschÃ¤digen ist. Vielmehr sollen dadurch Krankheiten zur
EntschÃ¤digung gelangen, die nur deshalb nicht in die BK-Liste aufgenommen
wurden, weil die Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft Ã¼ber die besondere
GefÃ¤hrdung bestimmter Personengruppen in ihrer Arbeit bei der letzten Fassung
der Anlage 1 (nach In-Kraft-Treten der BKV nur noch "Anlage") zur BKVO noch nicht
vorhanden waren oder trotz NachprÃ¼fung noch nicht ausreichten (BSGE 79, 250,
251 = SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 9 mwN).

Nach den nicht mit zulÃ¤ssigen und begrÃ¼ndeten VerfahrensrÃ¼gen
angegriffenen und daher fÃ¼r den Senat bindenden Feststellungen des LSG (Â§ 163
SGG) erfÃ¼llt die vom KlÃ¤ger geltend gemachte Krankheit nicht bereits die
Merkmale einer in der Liste der Anlage 1 der BKVO bzw Anlage der BKV genannten
BKen.

Das Tatbestandsmerkmal der gruppentypischen RisikoerhÃ¶hung wÃ¤re hier dann
als erfÃ¼llt anzusehen, wenn hinreichende Feststellungen in Form medizinischer
Erkenntnisse dafÃ¼r getroffen wÃ¤ren, dass die Personengruppe
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"VollzeitelektroschweiÃ�er", zu der der KlÃ¤ger nach den berufungsgerichtlichen
Feststellungen zu zÃ¤hlen ist, durch die Arbeit Einwirkungen ausgesetzt wÃ¤re, mit
denen die Ã¼brige BevÃ¶lkerung nicht in diesem MaÃ�e in Kontakt kÃ¤me
(EinwirkungshÃ¤ufigkeit) und die geeignet wÃ¤re, Lungenfibrosen hervorzurufen
(generelle Geeignetheit). Das Erfordernis einer hÃ¶heren GefÃ¤hrdung bestimmter
Personengruppen bezieht sich auf das allgemeine Auftreten einer Krankheit
innerhalb dieser Gruppe. Auf eine Verursachung der Krankheit durch die
gefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeit im Einzelfall kommt es dabei nicht an. Ob eine Krankheit
innerhalb einer bestimmten Personengruppe im Rahmen der versicherten TÃ¤tigkeit
hÃ¤ufiger auftritt als bei der Ã¼brigen BevÃ¶lkerung, erfordert in der Regel den
Nachweis einer FÃ¼lle gleichartiger GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen und eine
langfristige zeitliche Ã�berwachung derartiger Krankheitsbilder, um dann daraus
schlieÃ�en zu kÃ¶nnen, dass die Ursache fÃ¼r die Krankheit in einem
schÃ¤digenden Arbeitsleben liegt (BSGE 79, 250, 253 = SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 9
mwN; Brackmann/Krasney, SGB VII, Â§ 9 RdNr 46 mwN). Ist im Ausnahmefall die
gruppenspezifische RisikoerhÃ¶hung nicht mit der im Allgemeinen notwendigen
langfristigen zeitlichen Ã�berwachung derartiger Krankheitsbilder zum Nachweis
einer grÃ¶Ã�eren Anzahl gleichartiger GesundheitsstÃ¶rungen zu belegen, da etwa
aufgrund der Seltenheit der Erkrankung medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse
durch statistisch abgesicherte Zahlen nicht erbracht werden kÃ¶nnen, kann zur
Feststellung der generellen Geeignetheit der Einwirkung spezieller Noxen zur
Verursachung der betreffenden Krankheit auch auf Einzelfallstudien, auf
Erkenntnisse aus anderen Staaten, sowie auf frÃ¼here Anerkennungen
entsprechender Krankheiten wie BKen nach Â§ 551 Abs 2 RVO und damit
zusammenhÃ¤ngende medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse
zurÃ¼ckgegriffen werden (vgl BSGE 79, 250, 252 = SozR 3 aaO; BSG, Beschluss
vom 27. Mai 1997 â�� 2 BU 43/97 = HVBG-Info 1997, 2113 fÃ¼r den hier
relevanten Fall einer Lungenfibrose bei einem SchweiÃ�er; Brackmann/Krasney,
aaO). Die gruppenspezifische RisikoerhÃ¶hung muss sich in jedem Fall letztlich aus
"Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft" (vgl Â§ 551 Abs 2 iVm Abs 1 Satz 3
RVO) ergeben. Mit wissenschaftlichen Methoden und Ã�berlegungen muss zu
begrÃ¼nden sein, dass bestimmte Einwirkungen die generelle Eignung besitzen,
eine bestimmte Krankheit zu verursachen. Solche Erkenntnisse liegen in der Regel
dann vor, wenn die Mehrheit der medizinischen SachverstÃ¤ndigen, die auf den
jeweils in Betracht kommenden Gebieten Ã¼ber besondere Erfahrungen und
Kenntnisse verfÃ¼gen, zu derselben wissenschaftlich fundierten Meinung gelangt
ist. Es muss sich um gesicherte Erkenntnisse handeln; nicht erforderlich ist, dass
diese Erkenntnisse die einhellige Meinung aller Mediziner sind. Andererseits reichen
vereinzelte Meinungen einiger SachverstÃ¤ndiger grundsÃ¤tzlich nicht aus (BSG,
Urteil vom 21. Januar 1997 â�� 2 RU 7/96 = HVBG-Info 1997, 1105;
Brackmann/Krasney, aaO, RdNr 47 mwN).

Ob diese Voraussetzungen hier vorliegen, vermag der Senat anhand der
berufungsgerichtlichen Tatsachenfeststellungen nicht zu beurteilen. Zwar ist das
LSG zu der Ã�berzeugung gelangt, dieser Tatbestand sei gegeben. Diese
Feststellung kann der Senat seiner Entscheidung jedoch nicht zugrunde legen, weil
sie in verfahrensfehlerhafter Weise zustande gekommen ist. Insoweit greift die auf 
Â§ 103 SGG gestÃ¼tzte VerfahrensrÃ¼ge der Beklagten durch.
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Das LSG hat seinen Feststellungen zur gruppentypischen RisikoerhÃ¶hung im
Wesentlichen das im Verwaltungsverfahren von Prof. Dr. W. erstattete Gutachten
vom 3. Juli 1996 und ergÃ¤nzend das vom SG eingeholte Gutachten des Dr. S. vom
10. Juli 1998 zugrunde gelegt. Wie die Beklagte zutreffend geltend macht, reichen
diese Beweismittel fÃ¼r die Annahme einer gruppenspezifischen RisikoerhÃ¶hung
im obigen Sinne jedoch nicht aus. Nach den UmstÃ¤nden des vorliegenden Falles
hÃ¤tte sich das LSG hinsichtlich dieser Frage zu weiteren Ermittlungen gedrÃ¤ngt
fÃ¼hlen mÃ¼ssen.

Eine Entscheidung kann nur dann auf Aussagen in einem
SachverstÃ¤ndigengutachten gestÃ¼tzt werden, wenn dieses auf einer
vollstÃ¤ndigen Erfassung der tatsÃ¤chlichen Grundlagen beruht sowie in sich
widerspruchsfrei und schlÃ¼ssig ist; es muss vollstÃ¤ndig sein und alle
Gesichtspunkte, auf die es im speziellen Zusammenhang ankommt, hinreichend
abdecken. Erweisen sich die AusfÃ¼hrungen in einem SachverstÃ¤ndigengutachten
als unklar, unverstÃ¤ndlich oder unvollstÃ¤ndig, ist das Tatsachengericht von Amts
wegen verpflichtet (Â§ 103 SGG), eine weitere SachaufklÃ¤rung, etwa durch
HerbeifÃ¼hrung einer ErgÃ¤nzung bzw ErlÃ¤uterung des Gutachtens durch den
SachverstÃ¤ndigen oder durch Einholung eines weiteren Gutachtens, zu betreiben
(BSG SozR 2200 Â§ 581 Nr 26; BVerwGE 71, 38, 45). Gelangt das Gericht in einem
solchen Falle jedoch nicht zu einer entsprechenden weiteren SachaufklÃ¤rung,
obwohl es sich hierzu angesichts der gesamten UmstÃ¤nde hÃ¤tte gedrÃ¤ngt
fÃ¼hlen mÃ¼ssen, verletzt es seine Amtsermittlungspflicht nach Â§ 103 SGG. Eine
auf solchen Verfahrensfehlern beruhende Feststellung von Tatsachen entfaltet bei
entsprechender RÃ¼ge keine Bindungswirkung nach Â§ 163 SGG (BSG SozR 1500
Â§ 160 Nr 5; BSG SozR 2200 Â§ 581 Nr 26; BVerwG aaO).

Das LSG hÃ¤tte hier nicht einfach ohne weitere Ermittlungen die entsprechenden
AusfÃ¼hrungen in den Gutachten von Prof. Dr. W. und Dr. S. Ã¼bernehmen und so
zur Annahme einer gruppenspezifischen RisikoerhÃ¶hung bezÃ¼glich der
SchweiÃ�ertÃ¤tigkeit zur Verursachung von interstitiellen Lungenfibrosen gelangen
dÃ¼rfen. Die Beklagte hat unter Verweis auf eine Entscheidung des SG Detmold
(Urteil vom 17. September 1999 â�� S 14 U 50/97 = HVBG RdSchr VB 46/00) auf die
seit Jahren kontrovers gefÃ¼hrte, noch nicht abgeschlossene Diskussion zur
gruppenspezifischen RisikoerhÃ¶hung und den deshalb bestehenden Mangel einer
gefestigten herrschenden Ansicht in der medizinischen Wissenschaft und auf das
zum selben Ergebnis kommende, auf ein SachverstÃ¤ndigengutachten aus dem
Jahre 1999 gestÃ¼tzte Urteil des SG Heilbronn vom 24. Februar 2000 â�� S 6 U
1624/98 â�� hingewiesen. Das Berufungsgericht hÃ¤tte sich â�� auch ohne einen
entsprechenden Beweisantrag â�� auch vor diesem Hintergrund und angesichts der
MÃ¤ngel der vorliegenden SachverstÃ¤ndigengutachten gedrÃ¤ngt fÃ¼hlen
mÃ¼ssen, weitere Ermittlungen zu den fÃ¼r die AusfÃ¼llung des gesetzlichen
Tatbestandsmerkmals erforderlichen Tatsachen anzustellen. Es hÃ¤tte erkennen
mÃ¼ssen, dass die maÃ�geblich in Bezug genommenen AusfÃ¼hrungen von Prof.
Dr. W. bzw von Dr. S. unklar bzw unvollstÃ¤ndig waren.

Anhand dieser SachverstÃ¤ndigengutachten ist nicht eindeutig nachvollziehbar,
weshalb die SachverstÃ¤ndigen zur Annahme einer entsprechenden
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gruppenspezifischen RisikoerhÃ¶hung gelangen, da hierfÃ¼r keine hinreichenden
Grundlagen mitgeteilt werden. Zwar fÃ¼hrt Prof. Dr. W. in diesem Zusammenhang
aus, erste Hinweise auf eine Assoziation zwischen SchweiÃ�rauch und
Lungenfibrose seien bereits seit den 1950er Jahren bekannt und seitdem seien
entsprechende Fallserien und Fallberichte verÃ¶ffentlicht worden. Quellen hierfÃ¼r,
die eine kritische Ã�berprÃ¼fung dieser Ã�uÃ�erung ermÃ¶glichen kÃ¶nnten,
nennt Prof. Dr. W. jedoch nicht. Aus seinem Gutachten, das â�� mit einer Ausnahme
â�� weder Ã¼ber Literaturangaben in FuÃ�noten noch Ã¼ber ein
Literaturverzeichnis verfÃ¼gt, ergibt sich nicht, von welchen Wissenschaftlern oder
Organisationen und zu welcher Zeit entsprechende Untersuchungen und
Erhebungen angestellt worden sind (zur Notwendigkeit exakter
Belegstellenangaben in medizinischen Gutachten bei umstrittenen Fragestellungen
Marx/Klepzig, Basiswissen medizinische Begutachtung, 1998, S 64; vgl auch
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 6. Aufl, S 145).
Ebenso wenig gibt das Gutachten AuskÃ¼nfte numerischer Art, etwa zur
GruppengrÃ¶Ã�e oder zur KrankheitshÃ¤ufigkeit innerhalb der Gruppe bzw in der
GesamtbevÃ¶lkerung. Zwar kann es zur Feststellung einer gruppentypischen
RisikoerhÃ¶hung nicht allein auf Methoden der Epidemiologie oder auf statistische
Belege ankommen (Lauterbach/Koch, SGB VII, Â§ 9 RdNr 263 mwN), jedoch geben
zahlenmÃ¤Ã�ige Ã�bersichten â�� soweit vorhanden â�� im Sinne einer
epidemiologischen Evidenz wertvolle Hinweise darauf, ob nun zB von einer FÃ¼lle
gleichartiger GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen und einer langfristigen zeitlichen
Ã�berwachung derartiger Krankheitsbilder ausgegangen werden kann oder ob â��
wofÃ¼r hier vieles spricht (vgl Hessisches LSG, Urteil vom 13. November 1996 â�� 
L 3 U 40/93 = HVBG-Info 1997, 1999) â�� nur ein vereinzelt vorkommendes
Krankheitsbild vorliegt (vgl BSGE 59, 295, 299 = SozR 2200 Â§ 551 Nr 27). Aus
solchen Angaben ergibt sich dann nÃ¤mlich auch â�� fÃ¼r das Gericht
nachvollziehbar â�� die Vorgehensweise bei der Ermittlung einer gruppentypischen
RisikoerhÃ¶hung. Liegt umfangreiches Zahlenmaterial aus verschiedensten
VerÃ¶ffentlichungen vor, lÃ¤sst sich unter UmstÃ¤nden bereits hieraus die
gruppenspezifische RisikoerhÃ¶hung erkennen. Handelt es sich hingegen nur um
vereinzelte PhÃ¤nomene, ist eine Gruppentypik in anderer Form festzustellen.

Problematisch ist daher der RÃ¼ckschluss, inwieweit sich zwischenzeitlich eine
"herrschende" Meinung in der medizinischen Wissenschaft zu dieser Fragestellung
gebildet hat. Zwar nimmt Prof. Dr. W. in seinem Gutachten â�� insbesondere auch
aufgrund der Studie von Dr. RÃ¶sler ua vom Mai 1995 â�� fÃ¼r sich in Anspruch,
die von ihm vertretene Auffassung sei die zu dieser Fragestellung herrschende. Da
aber weder auf existierende Gegenmeinungen hingewiesen wird (vgl etwa Zober,
ASP 1986, 89, 91; ders in Konietzko/Dupuis, Handbuch der Arbeitsmedizin, 1989,
IV-9.20.1 S 5) noch diese erÃ¶rtert werden, ist das Gutachten an dieser Stelle
erkennbar unvollstÃ¤ndig. Zu Recht weist in diesem Zusammenhang die Beklagte
darauf hin, dass gerade im vorliegenden Fall wegen des Hinweises von Prof. Dr. L. in
seinem Schreiben vom 8. November 1995, eine gefestigte Lehrmeinung liege
insoweit nicht vor, bereits fÃ¼r den SachverstÃ¤ndigen â�� und fÃ¼r das LSG â��
hÃ¤tte erkennbar sein mÃ¼ssen, dass in der hier relevanten Frage der
gruppentypischen RisikoerhÃ¶hung durchaus verschiedene Auffassungen vertreten
werden. Auch der Hinweis auf verbesserte Diagnosemethoden "in den letzten
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Jahren" vermag hier nicht die generelle Eignung einer TÃ¤tigkeit als
ElektroschweiÃ�er zur Verursachung von Lungenfibrosen zu belegen, denn
einerseits gibt der SachverstÃ¤ndige auch dafÃ¼r keine Ã¼berprÃ¼fbaren
Nachweise an und andererseits weist er selbst darauf hin, dass die Entstehung einer
Lungenfibrose eine Vielzahl von Ursachen haben kann. Dem LSG hÃ¤tten sich daher
auch zu diesem Aspekt weitere Ermittlungen zur Klarstellung bzw ErgÃ¤nzung
dieses Gutachtens durch Prof. Dr. W. oder die Einholung eines neuen
SachverstÃ¤ndigengutachtens aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen. Die AusfÃ¼hrungen von Dr.
S. , auf die das LSG seine Entscheidung ebenfalls stÃ¼tzt, kÃ¶nnen diese MÃ¤ngel
nicht ausgleichen. Zwar verweist Dr. S. insoweit auf eine in der Literatur
erschienene "Zusammenstellung der Weltliteratur" und auf Untersuchungen an
5.000 LichtbogenschweiÃ�ern und 500 SchweiÃ�ern, die allerdings
rÃ¶ntgenologisch keine sicheren Hinweise auf Lungenfibrosen erbracht hÃ¤tten.
Dennoch liege eine 1995 publizierte Untersuchung von Prof. Dr. W. ua (= die oben
zitierte Studie von RÃ¶sler ua) sechs SchweiÃ�er betreffend vor, bei denen zum
einen eine langjÃ¤hrige Exposition gegenÃ¼ber SchweiÃ�rauch unter
ungÃ¼nstigen Bedingungen bestanden habe und zum andern aber auch eine
Lungenfibrose histologisch nachgewiesen sei. Eine eindeutige BegrÃ¼ndung der
von Dr. S. daraus gezogenen Schlussfolgerung, VollzeitelektroschweiÃ�er
unterlÃ¤gen einer gruppenspezifischen RisikoerhÃ¶hung, ist dieser Darstellung,
zumal der SachverstÃ¤ndige selbst Gegenstimmen anfÃ¼hrt, nicht zu entnehmen.
Der Hinweis auf die Anerkennung jeweils einer entsprechenden Quasi-BK in den
Jahren 1995 und 1996 durch einen UnfallversicherungstrÃ¤ger allein kann â��
obwohl die Heranziehung von vorangegangenen Anerkennungen durchaus ein
geeignetes Mittel zur Feststellung der gruppenspezifischen RisikoerhÃ¶hung in
selten vorkommenden FÃ¤llen ist â�� jedoch vor dem Hintergrund der von ihm
selbst in AnsÃ¤tzen dargelegten Kontroverse nicht mehr ausschlaggebendes Indiz
fÃ¼r die Annahme des Tatbestandsmerkmals sein. Durch die Kontroverse (vgl dazu
LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 23. November 2000 â�� L 10 U 4773/98 =
HVBG RdSchr VB 024/2001, Bl 11 des Urteilsumdrucks) wird nÃ¤mlich deutlich, dass
es eine breitere wissenschaftliche Auseinandersetzung gibt; erst eine sich daraus
ergebende vorherrschende Meinung ist aber geeignet, das hier in Rede stehende
Tatbestandsmerkmal auszufÃ¼llen. SchlieÃ�lich ist bei einem solch kontroversen
Meinungsstand auch der Hinweis auf eine Kommentarstelle ohne Untersuchung der
dieser zugrundeliegenden Tatsachen zum Beleg einer generellen Geeignetheit nicht
geeignet. Aus alledem folgt, dass die AusfÃ¼hrungen sowohl im Gutachten von
Prof. Dr. W. als auch von Dr. S. bezÃ¼glich der Frage einer sich aus medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnissen ableitbaren gruppentypischen RisikoerhÃ¶hung
bei VollzeitelektroschweiÃ�ern hinsichtlich interstitieller Lungenfibrosen
unvollstÃ¤ndig und so nicht nachvollziehbar sind. Das Berufungsgericht hat daher
entsprechende Ermittlungen â�� wie oben dargestellt â�� nachzuholen. Bereits aus
diesem Grunde war die Sache an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen.

Aber selbst wenn man das Tatbestandsmerkmal der gruppentypischen
RisikoerhÃ¶hung aus Â§ 551 Abs 1 Satz 3 RVO als erfÃ¼llt ansieht, kann hier die
Anerkennung und EntschÃ¤digung einer Krankheit wie eine BK nur dann in Betracht
kommen, wenn sich die diesbezÃ¼glich gewonnenen medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnisse als "neu" iS von Â§ 551 Abs 2 RVO erweisen. Ob
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dies der Fall ist, kann der Senat anhand der berufungsgerichtlichen Feststellungen
nicht beurteilen. Diese sind unter VerstoÃ� gegen Â§Â§ 103, 128 Abs 1 SGG
zustandegekommen, was von der Revision ebenfalls ausdrÃ¼cklich gerÃ¼gt
worden ist.

GrundsÃ¤tzlich sind medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse dann "neu" iS von 
Â§ 551 Abs 2 RVO, wenn im Zeitpunkt der Entscheidung Ã¼ber den geltend
gemachten Anspruch â�� dies ist im Zweifel der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen
Verhandlung â�� feststeht (BSGE 79, 250, 253 = SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 9; BSG,
Urteil vom 21. Januar 1997 â�� 2 RU 7/96 -, HVBG-Info 1997, 1105; vgl nunmehr
ausdrÃ¼cklich Â§ 9 Abs 2 SGB VII), dass sie bei der letzten Ã�nderung der BKV â��
fÃ¼r den vorliegenden Fall ist auf den Erlass der BKV am 1. Dezember 1997
abzustellen â�� noch nicht berÃ¼cksichtigt wurden. Dies ist stets der Fall, wenn die
Erkenntnisse erst nach Erlass der letzten BKVO bzw etwaiger
Ã�nderungsverordnungen bekannt geworden sind (BSGE 21, 296, 298 = SozR Nr 1
zu Â§ 551 RVO). Nicht berÃ¼cksichtigt vom Verordnungsgeber und somit "neu" sind
aber auch diejenigen medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnisse, die trotz
Vorhandenseins bei Erlass der letzten BKV oder einer Ã�nderungsverordnung vom
Verordnungsgeber entweder nicht zur Kenntnis genommen oder nicht erkennbar
geprÃ¼ft worden sind. Als neu in diesem Sinne gelten daher solche medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht mehr, die nach erkennbarer PrÃ¼fung vom
Verordnungsgeber als noch unzureichend bewertet wurden und deswegen eine
Aufnahme der betreffenden Krankheit in die BK-Liste scheitert (BSG SozR 3-2200 Â§
551 Nr 14; BSGE 44, 90, 93, 94 = SozR 2200 Â§ 551 Nr 9). Allerdings erweisen sich
dann solche bereits Ã¼berprÃ¼ften Erkenntnisse wiederum als neu, wenn sie sich
nach diesem Zeitpunkt zusammen mit weiteren, spÃ¤ter hinzukommenden
Erkenntnissen zur BK-Reife verdichtet haben (BSGE 59, 295, 301 = SozR 2200 Â§
551 Nr 27; BSGE 72, 303, 305 = SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 3; BSG, Urteil vom 27. Mai
1997 â�� 2 RU 33/96 = HVBG-Info 1997, 2107). Eine derartige Verdichtung ist
anzunehmen, wenn dem Verordnungsgeber ausreichende, regelmÃ¤Ã�ig von einer
herrschenden Meinung getragene medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse
vorliegen, die geeignet wÃ¤ren, die EinfÃ¼hrung einer neuen BK iS von Â§ 551 Abs
1 Satz 2 RVO bzw jetzt Â§ 9 Abs 1 Satz 2 SGB VII zu tragen (BSGE 84, 30, 35 = SozR
3-2200 Â§ 551 Nr 12; BSG, Urteil vom 21. Januar 1997 â�� 2 RU 7/96 = HVBG-Info
aaO). Ob und gegebenenfalls inwieweit sich der Verordnungsgeber mit der
betreffenden Krankheit und der zu ihr bestehenden wissenschaftlichen Erforschung
befasst hat, welche Erkenntnisse er Ã¼berhaupt berÃ¼cksichtigen konnte und
welche Entscheidungen eventuell diesbezÃ¼glich bereits getroffen wurden
(entweder eine Ablehnung der Aufnahme in die BK-Liste wegen unzureichender
Erkenntnisse oder die beabsichtigte Aufnahme in die BK-Liste oder praktisch keine
Entscheidung trotz Befassung des SachverstÃ¤ndigenbeirates bei dem BMA mit den
vorliegenden Erkenntnissen), kann â�� sofern vorhanden â�� an der
VerÃ¶ffentlichung von Empfehlungen des Beirates im Bundesarbeitsblatt abgelesen
werden (vgl hierzu Lauterbach/Koch, SGB VII, Â§ 9 RdNr 281). Ist jedoch zu dem
betreffenden Krankheitsbild noch keine Empfehlung des SachverstÃ¤ndigenbeirats
verÃ¶ffentlicht worden, kann Art und Umfang der Befassung des
Verordnungsgebers in erster Linie durch Einholung einer aussagekrÃ¤ftigen und
detaillierten sachverstÃ¤ndigen Auskunft festgestellt werden. In gleicher Weise
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bieten sich zu diesem Zweck die Beiziehung der Protokolle von Ausschusssitzungen
(vgl BSG, Urteil vom 21. Januar 1997 aaO) und â�� falls dies noch nicht zu
genÃ¼gender Klarheit fÃ¼hrt â�� schlieÃ�lich auch die Vernehmung von
Mitgliedern des SachverstÃ¤ndigenbeirates als Zeugen an.

Ergibt sich bei diesen Feststellungen, dass sich der Verordnungsgeber erkennbar
mit den betreffenden Erkenntnissen befasst und diese als unzureichend fÃ¼r die
EinfÃ¼hrung einer BK abgelehnt hat, ist die Anerkennung und EntschÃ¤digung
einer Krankheit wie eine BK durch Verwaltung und Gerichte ausgeschlossen (BSGE
79, 250, 254 = SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 9 mwN). Liegen dem Verordnungsgeber
hingegen medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse vor und finden auch aktive
Beratungen zu der Frage statt, ob aufgrund dieser Erkenntnisse eine Empfehlung
zur Aufnahme in die BK-Liste ergehen soll, ist davon auszugehen, dass diese
Erkenntnisse fÃ¼r die Dauer des Entscheidungsprozesses einer Beurteilung der
fÃ¼r die Anerkennung und EntschÃ¤digung einer Quasi-BK zustÃ¤ndigen Stelle
entzogen sind; dh es tritt insoweit eine "Sperrwirkung" ein (BSG, Urteil vom 31.
Januar 1984 â�� 2 RU 67/82 = HVBG RdSchr VB 53/84; LSG Baden-WÃ¼rttemberg,
Urteil vom 23. November 2000 â�� L 10 U 4773/98 = HVBG RdSchr VB 024/2001
mwN zur Literatur). Zwar ergibt sich der Eintritt einer solchen Sperrwirkung nicht
unmittelbar aus dem Regelungswortlaut (vgl etwa Mehrtens/Perlebach, BKVO, Â§ 9
RdNr 7; LSG Niedersachsen, Urteil vom 17. MÃ¤rz 1994 â�� L 3 U 131/92 = HVBG-
Info 1994, 1966). Jedoch rechtfertigt sich eine iS der Sperrwirkung einschrÃ¤nkende
Auslegung des Â§ 551 Abs 2 RVO einerseits aus gesetzessystematischen und
andererseits auch aus praktischen GrÃ¼nden. Die Regelungen des Â§ 551 Abs 1
und 2 RVO werden vom Prinzip des Entscheidungsvorbehalts des
Verordnungsgebers getragen. Das bedeutet, dass im Grundsatz nur vom
Verordnungsgeber in die Liste aufgenommene Berufskrankheiten entschÃ¤digt
werden kÃ¶nnen und nur ausnahmsweise eine Anerkennung und EntschÃ¤digung
wie eine BK in Betracht kommt (BSG SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 14 mwN). Damit ist es
dann vereinbar â�� und das gilt auch fÃ¼r die EinfÃ¼hrung einer mÃ¶glichen
RÃ¼ckwirkungsvorschrift (BSGE 72, 303, 305 = SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 3) -, dass
der Versicherte, der ohnehin jederzeit damit rechnen muss, dass der
Verordnungsgeber eine ihm gÃ¼nstige oder ungÃ¼nstige Entscheidung trifft, fÃ¼r
die zeitlich begrenzte Dauer der Beratungsphase keine ihm positive Entscheidung
Ã¼ber die Anerkennung der jeweiligen Quasi-BK erwarten kann. Denn fÃ¼r den
Fall, dass der SachverstÃ¤ndigenbeirat nach Abschluss der Beratungen dem
Verordnungsgeber empfiehlt, die betreffende Krankheit in die BK-Liste
aufzunehmen, kommt die Anerkennung als Quasi-BK wieder in Betracht. Wird der
Verordnungsgeber im Anschluss an die Beratungen selbst tÃ¤tig und nimmt die
Krankheit in die Liste auf, ist ebenfalls eine Anerkennung, nunmehr im Rahmen des 
Â§ 551 Abs 1 RVO (bzw nunmehr Â§ 9 Abs 1 SGB VII), mÃ¶glich. Ergeben die
Beratungen, dass die BK-Reife noch nicht gegeben ist, scheidet eine Anerkennung
ohnehin aus, so dass der Versicherte auch fÃ¼r den Fall, dass ihm gegenÃ¼ber
bereits wÃ¤hrend der Beratungen mit Hinweis darauf eine negative Entscheidung
ergeht, kein Nachteil entsteht. Als zweckmÃ¤Ã�ig erweist sich eine solche
Vorgehensweise deshalb, weil etwa im Zeitraum der Beratungen dem Versicherten
gegenÃ¼ber ausgesprochene positive Verwaltungsentscheidungen bei einer anders
lautenden Empfehlung oder einer Nichtaufnahme in die BK-Liste nur mit
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erheblichem Aufwand wieder geÃ¤ndert werden kÃ¶nnten (vgl dazu Jung, SGb
2002, 1 ff mwN).

Dies kann allerdings nur so lange gelten, wie die Beratungen aktiv betrieben
werden und ein Abschluss der Beratungen innerhalb einer sozial vertrÃ¤glichen
Zeitspanne zu erwarten ist. Werden aber aufgenommene Beratungen vom
SachverstÃ¤ndigenbeirat nicht fortgefÃ¼hrt, ruhen also und sind ohne erkennbares
Ergebnis abgebrochen worden, wird deutlich, dass der Verordnungsgeber von dem
ihm zustehenden Vorrang keinen Gebrauch machen will. In einem solchen Fall lebt
die Pflicht des VersicherungstrÃ¤gers, Ã¼ber geltend gemachte AnsprÃ¼che auf
Anerkennung von Quasi-BKen und damit letztlich auch Ã¼ber die Frage des
Vorliegens neuer Erkenntnisse zu entscheiden, wieder auf. Wollte der
Verordnungsgeber die Beurteilung weiter in seinem ZustÃ¤ndigkeitsbereich
belassen, wÃ¤re der SachverstÃ¤ndigenbeirat nicht gehindert, die vorliegenden
Erkenntnisse als noch nicht ausreichend zu qualifizieren und dadurch die
Beratungen einstweilen zumindest zum Abschluss zu bringen (Brackmann/Krasney,
SGB VII, Â§ 9 RdNr 48; Lauterbach/Koch, SGB VII, Â§ 9 RdNr 290). Welche
Zeitspannen nun fÃ¼r die jeweiligen Beratungen des
SachverstÃ¤ndigenausschusses als noch sozial vertrÃ¤glich anzusehen sind und
welche AktivitÃ¤ten im SachverstÃ¤ndigenbeirat bzw bei dem Verordnungsgeber
stattfinden mÃ¼ssen, um noch von aktiv betriebenen Beratungen sprechen zu
kÃ¶nnen, ist vom jeweiligen Einzelfall abhÃ¤ngig (vgl BSGE 85, 24, 30 = SozR
3-2200 Â§ 551 Nr 13).

Die hier zur Frage der "Neuheit" der Erkenntnisse vom LSG herangezogenen
Beweismittel â�� die Gutachten von Prof. Dr. W. und Dr. S. sowie die AuskÃ¼nfte
des BMA vom 31. Oktober 1998 und vom 8. Dezember 2000 â�� sind in ihrer
Aussagekraft unvollstÃ¤ndig, zumindest aber nicht eindeutig. Deshalb reichen sie
zum Beweis ohne weitere Ermittlungen nicht aus. Dem LSG hÃ¤tte es sich nach den
bereits oben zur Behandlung von SachverstÃ¤ndigengutachten dargelegten
GrundsÃ¤tzen, die sinngemÃ¤Ã� auch fÃ¼r die Erforschung des Aussagegehaltes
behÃ¶rdlicher AuskÃ¼nfte gelten, aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, weitere und
insbesondere detailliertere Ermittlungen anzustellen. Auch insoweit liegt ein
VerstoÃ� gegen den Amtsermittlungsgrundsatz (Â§ 103 SGG) vor.

Da bereits die genannten Gutachten â�� wie oben dargelegt â�� keine hinreichende
Auskunft zu der Fragestellung geben, ob sich zwischenzeitlich hinsichtlich der
Gruppentypik eine Ã¼berwiegende Meinung unter den betreffenden medizinischen
Fachwissenschaftlern gebildet hat, kann diesen Gutachten nicht einmal im Ansatz
entnommen werden, ob bestimmte Erkenntnisse "neu" iS von Â§ 551 Abs 2 RVO
sind. Dies wird zwar so von beiden SachverstÃ¤ndigen behauptet; eine
nachvollziehbare BegrÃ¼ndung unter AnfÃ¼hrung von Belegstellen wird hingegen
nicht mitgeteilt. Es mangelt insbesondere an einer â�� hier unerlÃ¤sslichen â��
konkreten Datierung. Soweit das LSG zur Frage der "Neuheit" ebenfalls noch auf die
Studie von RÃ¶sler ua aus dem Jahre 1995 abstellt, hÃ¤tte auch hier wegen des
Vorliegens anderweitiger Anhaltspunkte eine weitere Nachforschung auf der Hand
gelegen.
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Zudem hÃ¤tten sich auch gerade â�� und dies wird von der Beklagten zu Recht
gerÃ¼gt â�� im Hinblick auf die AuskÃ¼nfte des BMA weitere Ermittlungen
aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, da diese ErklÃ¤rungen teilweise in ihrem Sinngehalt
zumindest mehrdeutig sind. Eindeutig kommt zwar in beiden AuskÃ¼nften zum
Ausdruck, dass seitens des Verordnungsgebers die Frage des Zusammenhangs
zwischen der TÃ¤tigkeit als SchweiÃ�er und dem Auftreten einer Lungenfibrose aus
Anlass der Ã�nderung der BKV im Jahre 1997 nicht geprÃ¼ft worden sei. Eine
gewisse Mehrdeutigkeit beider AuskÃ¼nfte besteht jedoch darin, dass einerseits
mitgeteilt wird, es lÃ¤gen keine neuen medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnisse
vor, andererseits aber davon die Rede ist, der Verordnungsgeber habe Beratungen
aufgenommen, die aber wieder ruhten. Es hÃ¤tte an dieser Stelle zumindest
klargestellt werden mÃ¼ssen, weshalb das BMA das Vorliegen neuer Erkenntnisse
ausschlieÃ�t und was es unter dem Begriff des Ruhens versteht. Es wÃ¤re nÃ¤mlich
mÃ¶glich, dass das BMA das Vorliegen neuer Erkenntnisse deshalb verneint hat,
weil es trotz angeblichen Ruhens der Beratungen weiterhin von seinem
Entscheidungsvorrang ausgeht. Es lÃ¤ge aber auch nahe, dass das BMA den
Ausdruck des Ruhens dafÃ¼r verwendet, dass die Beratungen zunÃ¤chst mit
negativem Ergebnis abgebrochen wurden, jedoch jederzeit wieder aufgenommen
werden kÃ¶nnen, ohne dass bereits ein konkreter Zeitpunkt hierfÃ¼r feststÃ¼nde.
Daher wÃ¤re aber auch eine ungeprÃ¼fte Ã�bernahme der Aussage, es lÃ¤gen
keine neuen Erkenntnisse vor, im Sinne der Beklagten, die in den AuskÃ¼nften des
BMA bereits eine ablehnende Zwischenentscheidung sieht, ausgeschlossen.
Jedenfalls hÃ¤tte hier eine weitere AufklÃ¤rung erhebliche Auswirkungen fÃ¼r die
Frage nach dem Grad der Befassung des Verordnungsgebers mit etwaigen
medizinischen Erkenntnissen. Auch der Verweis des LSG auf die AusfÃ¼hrungen
des Hessischen LSG im Urteil vom 13. November 1996 (L 3 U 40/93 = HVBG-Info
1997, 1999) zu einer seit 1992 eingetretenen BK-Reife vermag die damit offenbar
gewordene BeweislÃ¼cke nicht zu schlieÃ�en. Aus den AusfÃ¼hrungen des
Hessischen LSG ergibt sich nichts zum Stand der unzweifelhaft seit 1996
gefÃ¼hrten Beratungen bei dem Verordnungsgeber. Ob tatsÃ¤chlich von einem
Ruhen der Beratungen "seit lÃ¤ngerer Zeit" ohne erkennbares Ergebnis auszugehen
ist, erscheint â�� wie von der Beklagten eingewandt â�� vor dem Hintergrund der
dem LSG ebenfalls bekannten AusfÃ¼hrungen des LSG Baden-WÃ¼rttemberg im
Urteil vom 23. November 2000 â�� L 10 U 4773/98 = HVBG RdSchr VB 024/2001)
zumindest zweifelhaft. Das LSG Baden-WÃ¼rttemberg erwÃ¤hnt nÃ¤mlich, dass
ihm das BMA mitgeteilt habe, die Zusammenhangsfrage werde seit September
1996 geprÃ¼ft. Zwar hat das BMA dem LSG Baden-WÃ¼rttemberg gegenÃ¼ber
offenbar ebenfalls angegeben, die Beratungen ruhten "seit lÃ¤ngerer Zeit";
dennoch lÃ¤sst sich aus alledem nicht ohne weiteres der eindeutige Schluss auf
einen ergebnislosen Abbruch der Beratungen ableiten. Erst in einem solchen Fall
aber wÃ¤re das LSG nicht daran gehindert, entsprechende Erkenntnisse als "neu" iS
des Â§ 551 Abs 2 RVO zu bewerten.

Das LSG wird nunmehr die genannten fehlenden Feststellungen zur Gruppentypik
und ggf zur Neuheit der Erkenntnisse nachzuholen und unter Beachtung der hier
festgelegten GrundsÃ¤tze neu zu entscheiden haben. Auf die Revision der
Beklagten war daher das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen (Â§ 170
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Abs 2 Satz 1 SGG).

Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden
haben.

Erstellt am: 26.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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